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Norm

AVG 1950 845 Abs3
B-VG Art.133 Abs4
DMSG §1 Abs2
DMSG 83
VWGVG §28 Abs3 Satz2
1. AVG 1950 § 45 glltig von 01.09.1950 bis 31.01.1991wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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-

DMSG 8 1 heute

DMSG § 1 guiltig ab 01.09.2024 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 41/2024

DMSG 8 1 gultig von 01.01.2000 bis 31.08.2024 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 170/1999
DMSG 8 1 gultig von 01.01.1991 bis 31.12.1999 zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 473/1990

E o

DMSG 8 3 heute

DMSG § 3 gultig ab 01.09.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2024

DMSG 8 3 guiltig von 01.01.2000 bis 31.08.2024 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 170/1999
DMSG 8 3 gultig von 01.01.1991 bis 31.12.1999 zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 473/1990

o

—_

. VWGVG § 28 heute
VwGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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Spruch
W183 2000579-1/2E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin MMag. Dr. Erika PIELER als Einzelrichterin Gber die Beschwerde
des XXXX gegen den Bescheid des Bundesdenkmalamtes vom 14.11.2003, ZI. 36.056/2/03, beschlossen:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin MMag. Dr. Erika PIELER als Einzelrichterin tber die Beschwerde des
réomisch 40 gegen den Bescheid des Bundesdenkmalamtes vom 14.11.2003, ZI. 36.056/2/03, beschlossen:

A)

In Erledigung der Beschwerde wird der angefochtene Bescheid gemal3 8 28 Abs. 3 2. Satz VwGVG behoben und die
Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesdenkmalamt zurtickverwiesen.In Erledigung der
Beschwerde wird der angefochtene Bescheid gemdll Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz VwWGVG behoben und die
Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesdenkmalamt zurtickverwiesen.

B)

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
BEGRUNDUNG:
I. Verfahrensgang:romisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Schriftsatz vom 03.07.2002 teilte das Bundesdenkmalamt den Verfahrensparteien mit, dass beabsichtigt sei, den
ehemaligen Hauerhof in XXXX, Gst. Nr. XXXX, sowie die Kellererweiterung auf Gst. Nr. XXXX, gemaf 88 1 und 3 bzw. § 2
Abs. 2 Denkmalschutzgesetz, BGBI. Nr. 533/1923 (DMSG), unter Denkmalschutz zu stellen. Unter einem wurde ein
Amtssachverstandigengutachten zum Parteiengehor gebracht, aus dem sich ergibt, dass der Hauerhof aus dem 16.
Jahrhundert stamme. Es handle sich um einen zweigeschossigen Kernbau mit einem aus dem 19. Jahrhundert
stammenden Seitentrakt. Innen bestehen noch zahlreiche Stichkappentonnen und Kreuzgratgewdlbe. Der
Kellerbereich enthalte spatmittelalterliches Bruchsteinmauerwerk sowie eine barocke Erweiterung. Die geschichtliche,
kiinstlerische und kulturelle Bedeutung werde damit begriindet, dass es sich aufgrund der Bauform um ein ehemals
herrschaftliches Gebaude des 16. Jahrhunderts handle, das als Hauer- oder Lesehof gedient habe. Es dokumentiere
damit die Weinbautradition im GroRraum Klosterneuburg und die herrschaftliche Baukultur in der friihen Neuzeit im
Wirtschaftsbereich. Auch wenn am Gebiude jingere Uberformungen festzustellen seien, komme dem Objekt wegen
der historischen Details am AuRenbau und der weitgehend erhaltenen Binnenstruktur noch immer grof3e lokal- und
kulturgeschichtliche Aussagekraft zu.1. Mit Schriftsatz vom 03.07.2002 teilte das Bundesdenkmalamt den
Verfahrensparteien mit, dass beabsichtigt sei, den ehemaligen Hauerhof in rémisch 40, Gst. Nr. rémisch 40, sowie die
Kellererweiterung auf Gst. Nr. rémisch 40 , gemaR Paragraphen eins und 3 bzw. Paragraph 2, Absatz 2,
Denkmalschutzgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 533 aus 1923, (DMSG), unter Denkmalschutz zu stellen. Unter einem
wurde ein Amtssachverstandigengutachten zum Parteiengehdr gebracht, aus dem sich ergibt, dass der Hauerhof aus
dem 16. Jahrhundert stamme. Es handle sich um einen zweigeschossigen Kernbau mit einem aus dem 19. Jahrhundert
stammenden Seitentrakt. Innen bestehen noch zahlreiche Stichkappentonnen und Kreuzgratgewolbe. Der
Kellerbereich enthalte spatmittelalterliches Bruchsteinmauerwerk sowie eine barocke Erweiterung. Die geschichtliche,
kiinstlerische und kulturelle Bedeutung werde damit begriindet, dass es sich aufgrund der Bauform um ein ehemals
herrschaftliches Gebaude des 16. Jahrhunderts handle, das als Hauer- oder Lesehof gedient habe. Es dokumentiere
damit die Weinbautradition im Grof3raum Klosterneuburg und die herrschaftliche Baukultur in der friihen Neuzeit im
Wirtschaftsbereich. Auch wenn am Gebéaude jingere Uberformungen festzustellen seien, komme dem Objekt wegen
der historischen Details am AuRenbau und der weitgehend erhaltenen Binnenstruktur noch immer grof3e lokal- und
kulturgeschichtliche Aussagekraft zu.

Mit Schriftsatz vom 01.08.2002 nahm der Beschwerdefuhrer dazu Stellung und fihrte im Wesentlichen aus, dass die
zitierten Quellen nur teilweise wissenschaftlich fundiert seien. Verglichen mit anderen Objekten sei die Bedeutung des
gegenstandlichen Objektes irrelevant. Auch sei die angefiihrte Aussagekraft nicht korrekt und sei die Datierung etwa
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der Spionfenster zu hinterfragen.

Mit Schriftsatz vom 04.02.2003 nahm das Bundesdenkmalamt dazu Stellung und fuhrte aus, dass die Literatur den
Stand der Forschung dokumentiere. Das Objekt dokumentiere das breit gefdcherte Spektrum von
Wirtschaftsstrukturen. Auch wenn der Hof nicht als Ganzes geplant worden sei, so sei doch aussagekraftige
Mauersubstanz der frihen Neuzeit vorhanden. Die Sohlbénke entsprechen in ihrer Profilierung exakt den
frihneuzeitlichen Mustern.

Mit Schriftsatz vom 27.02.2003 wurde seitens des Beschwerdefihrers abermals die geschichtliche, kinstlerische und
kulturelle Bedeutung des Objektes in Frage gestellt. Eine Unterschutzstellung sei somit nicht notwendig.

Mit Schriftsatz vom 03.04.2003 nahm das Bundesdenkmalamt erneut dazu Stellung und bezog sich auf das
Amtssachverstandigengutachten, wonach eine Bedeutung gegeben und die Kelleranlage in bauliches Dokument fur die
Weinbautradition sei. Auch wenn im Raum Klosterneuburg die Weinbautradition noch durch bessere Beispiele
dokumentiert sei, so sei in der Qualitdt dieses Gebdudes nur sehr wenig erhalten, was bei einem Verlust eine
Beeintrachtigung bedeuten wirde.

Mit Schriftsatz vom 15.05.2003 teilte der Beschwerdeflihrer mit, dass in der Literatur kein Hinweis auf ein
herrschaftliches Gebaude in XXXX zu finden sei. Es handle sich vielmehr um einen Komplex kleinerer Gebdude. Es stellt
sich daher die Frage, was mit dem Objekt tatsachlich dokumentiert werden solle.Mit Schriftsatz vom 15.05.2003 teilte
der Beschwerdefuhrer mit, dass in der Literatur kein Hinweis auf ein herrschaftliches Gebaude in rémisch 40 zu finden
sei. Es handle sich vielmehr um einen Komplex kleinerer Gebaude. Es stellt sich daher die Frage, was mit dem Objekt
tatsachlich dokumentiert werden solle.

2. Mit dem angefochtenen Bescheid stellte das Bundesdenkmalamt den Hauerhof, gelegen auf zwei Parzellen und im
Eigentum zweier unterschiedlicher Personen stehend, unter Denkmalschutz. Der Bescheid wurde dem
Beschwerdeflhrer am 24.11.2003 durch Hinterlegung zugestellt. Begrindend wurden das
Amtssachverstandigengutachten sowie der weitere Verfahrensgang wiedergegeben. Anschlielend legte das
Bundesdenkmalamt seine Erwagungsgrinde dar. Ein 6ffentliches Interesse an der Erhaltung bestehe, weil es sich um
ein herrschaftliches Gebadude aus dem 16. Jahrhundert handle. Es dokumentiere die Weinbautradition und die
herrschaftliche Baukultur und habe lokal- und kulturgeschichtliche Aussagekraft.

3. Mit Schriftsatz vom 04.12.2003 (Poststempel 05.12.2003) brachte der Beschwerdeflhrer binnen offener Frist das
Rechtsmittel der Berufung ein und flhrte im Wesentlichen aus, dass in Frage zu stellen sei, ob die Bedeutung des
Objektes ausreiche, ein &ffentliches Erhaltungsinteresse zu begriinden, selbst wenn der Kern in das 16. Jahrhundert
zuruckreichen moge.

4. Mit Schriftsatz vom 18.12.2003 legte das Bundesdenkmalmt der Bundesministerin fur Bildung, Wissenschaft und
Kultur die Beschwerde samt Bezug habenden Verwaltungsunterlagen vor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1.1. Aus Art. 131 Abs. 2 B-VG,BGBI. Nr. 1/1930 idF BGBI | Nr. 51/2012, iVm Art. 151 Abs. 51 Z 8 B-VG ergibt sich, dass
Berufungsverfahren betreffend die Stellung unter Denkmalschutz (88 1 und 3 Denkmalschutzgesetz, BGBI. Nr.
533/1923, DMSG), welche bis zum 31.12.2013 bei der Bundesministerin fir Unterricht, Kunst und Kultur anhangig
waren, mit 01.01.2014 auf das Bundesverwaltungsgericht tbergehen. Das gegenstandliche Verfahren ist somit vom
Bundesverwaltungsgericht als Beschwerdeverfahren weiterzufiihren und zu erledigen.1.1. Aus Artikel 131, Absatz 2, B-
VG, Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus 1930, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 2012,, in Verbindung mit
Artikel 151, Absatz 51, Ziffer 8, B-VG ergibt sich, dass Berufungsverfahren betreffend die Stellung unter Denkmalschutz
(Paragraphen eins und 3 Denkmalschutzgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 533 aus 1923, DMSG), welche bis zum
31.12.2013 bei der Bundesministerin fur Unterricht, Kunst und Kultur anhangig waren, mit 01.01.2014 auf das
Bundesverwaltungsgericht Ubergehen. Das gegenstandliche Verfahren ist somit vom Bundesverwaltungsgericht als
Beschwerdeverfahren weiterzufihren und zu erledigen.

1.2. GemaR § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz,BGBI. | Nr. 10/2013 (BVwWGG), entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist. Mangels materienspezifischer Sonderregelung besteht somit gegenstandlich
Einzelrichterzustandigkeit.1.2. GemaR Paragraph 6, Bundesverwaltungsgerichtsgesetz, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
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10 aus 2013, (BVWGG), entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels materienspezifischer Sonderregelung besteht
somit gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit.

1.3. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, BGBI. | Nr. 33/2013 (VWGVG), geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR§ 58 Abs. 2 VWGVG
bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht wurden, in Kraft.1.3. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes
ist durch das Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, (VWGVG), geregelt
(Paragraph eins, leg.cit.). GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz, BGBI. Nr. 1/1930 (B-VG), die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBI. Nr. 51/1991 (AVG), mit Ausnahme der 8§ 1 bis 5 sowie des IV.
Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes -
AgrVG, BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen
jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behérde
in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Gber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, Bundes-Verfassungsgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus
1930, (B-VG), die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus
1991, (AVG), mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der
Bundesabgabenordnung - BAO, Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29
aus 1984,, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR
anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren
angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

1.4. Gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG,BGBI. Nr. 1/1930 idF BGBI. | Nr. 51/2012, erkennen die Verwaltungsgerichte tber
Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit.1.4. GemaR Artikel 130, Absatz
eins, Ziffer eins, B-VG, Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus 1930, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 2012,,
erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen
Rechtswidrigkeit.

1.5. GemaR & 27 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht - soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der
Behorde gegeben ist - den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) zu Uberprifen. §
27 VWGVG schafft somit eine Grundlage, den Gegenstand des Verfahrens abzustecken (Eder/Martschin/Schmid, Das
Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, 8 27 K 7).1.5. GemaR Paragraph 27, VWGVG hat das Verwaltungsgericht -
soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde gegeben ist - den angefochtenen Bescheid auf
Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4) zu Uberprufen. Paragraph 27, VwWGVG schafft somit
eine Grundlage, den Gegenstand des Verfahrens abzustecken (Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der
Verwaltungsgerichte, Paragraph 27, K 7).

Der gegenstandliche Bescheid wurde lediglich vom grundbucherlichen Eigentimer der EZ XXXX angefochten, weshalb
nur das auf Gst. Nr. XXXX, nicht auch das auf Gst. Nr. XXXX gelegene Objekt beschwerdegegenstandlich ist. Mangels
Berufung des anderen grundblcherlichen Eigentimers ist der Bescheid hinsichtlich Gst. Nr. XXXX rechtskraftig
geworden.Der gegenstandliche Bescheid wurde lediglich vom grundbucherlichen Eigentimer der EZ rémisch 40
angefochten, weshalb nur das auf Gst. Nr. rémisch 40 , nicht auch das auf Gst. Nr. romisch 40 gelegene Objekt
beschwerdegegenstandlich ist. Mangels Berufung des anderen grundbiicherlichen Eigentimers ist der Bescheid
hinsichtlich Gst. Nr. romisch 40 rechtskraftig geworden.

2.Z2up)

2.1.1. Gemal § 28 Abs. 2 VWGVG hat Uber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG das Verwaltungsgericht dann
in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mafgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des
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malgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer
erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, hat das
Verwaltungsgericht gemald 8§ 28 Abs. 3 VwWGVG im Verfahren tUber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behdrde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf
die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behdrde notwendige
Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit
Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behdrde zurlickverweisen.
Die Behorde ist hierbei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem
Beschluss ausgegangen ist.2.1.1. GemaR Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130,
Absatz eins, Ziffer eins, B-VG das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche
Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im
Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. Liegen die
Voraussetzungen des Absatz 2, nicht vor, hat das Verwaltungsgericht gemaR Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG im
Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG in der Sache selbst zu entscheiden,
wenn die Behérde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung
oder Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts
unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die
Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behdrde zurlickverweisen. Die Behdrde ist hierbei an die
rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

§ 28 Abs. 3 2. Satz VwWGVG bildet damit die Rechtsgrundlage fir eine kassatorische Entscheidung des
Verwaltungsgerichtes, wenn "die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen" hat. Zur Anwendung
des § 28 Abs. 3 2. Satz VWGVG durch die Verwaltungsgerichte hat der Verwaltungsgerichtshof ausgehend von einem
prinzipiellen Vorrang der meritorischen Entscheidungspflicht durch das Verwaltungsgericht prazisierend wie folgt
festgehalten (VWGH 26.06.2014, Ro 2014/03/0063):Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz VwGVG bildet damit die
Rechtsgrundlage fur eine kassatorische Entscheidung des Verwaltungsgerichtes, wenn "die Behdrde notwendige
Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen" hat. Zur Anwendung des Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz VwGVG durch die
Verwaltungsgerichte hat der Verwaltungsgerichtshof ausgehend von einem prinzipiellen Vorrang der meritorischen
Entscheidungspflicht durch das Verwaltungsgericht prazisierend wie folgt festgehalten (VWGH 26.06.2014, Ro
2014/03/0063):

"Das im§& 28 VwGVG insgesamt normierte System, in dem insbesondere die normative Zielsetzung der
Verfahrensbeschleunigung bzw der Berucksichtigung einer angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck findet,
verlangt, dass von der Mdoglichkeit der Zurlckverweisung nur bei krassen bzw besonders gravierenden
Ermittlungslicken Gebrauch gemacht wird. Eine Zurlckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehdrde zur
Durchfihrung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen, wenn die
Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des
maflgebenden Sachverhalts (vgl§ 37 AVG) lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder blof3
ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehoérde
(etwa schwierige) Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa
im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das Verwaltungsgericht, vgl Holoubek, Kognitionsbefugnis,
Beschwerdelegitimation und Beschwerdegegenstand, in: Holoubek/Lang (Hrsg), Die Verwaltungsgerichtsbarkeit, erster
Instanz, 2013, Seite 127, Seite 137; siehe schon Merli, Die Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte erster Instanz,
in: Holoubek/Lang (Hrsg), Die Schaffung einer Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz, 2008, Seite 65, Seite 73
f).""Das im Paragraph 28, VwWGVG insgesamt normierte System, in dem insbesondere die normative Zielsetzung der
Verfahrensbeschleunigung bzw der Berucksichtigung einer angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck findet,
verlangt, dass von der Moglichkeit der Zurlckverweisung nur bei krassen bzw besonders gravierenden
Ermittlungslicken Gebrauch gemacht wird. Eine Zurlckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehérde zur
Durchfuhrung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen, wenn die
Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des
maflgebenden Sachverhalts vergleiche Paragraph 37, AVG) lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder
bloR ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die
Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht
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vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das Verwaltungsgericht, vergleiche
Holoubek, Kognitionsbefugnis, Beschwerdelegitimation und Beschwerdegegenstand, in: Holoubek/Lang (Hrsg), Die
Verwaltungsgerichtsbarkeit, erster Instanz, 2013, Seite 127, Seite 137; siehe schon Merli, Die Kognitionsbefugnis der
Verwaltungsgerichte erster Instanz, in: Holoubek/Lang (Hrsg), Die Schaffung einer Verwaltungsgerichtsbarkeit erster
Instanz, 2008, Seite 65, Seite 73 f)."

2.2.1. Gemal § 1 Abs. 1 DMSG sind Denkmale von Menschen geschaffene unbewegliche und bewegliche Gegenstande
von geschichtlicher, kiinstlerischer oder sonstiger kultureller Bedeutung. Diese Bedeutung ergibt sich aus der in der
Fachwelt vorherrschenden Wertschatzung und ist die ausschlieRliche Grundlage des &ffentlichen Interesses an einer
Erhaltung (VWGH 30.10.1991, 91/09/0047). Fur die Begrindung der Denkmaleigenschaft genlgt es, wenn die
Bedeutung in einem der drei genannten Bereiche (geschichtliche, kiinstlerische oder sonstige kulturelle Bedeutung)
besteht (VwWGH 03.06.2004, 2001/09/0010).2.2.1. GemaR Paragraph eins, Absatz eins, DMSG sind Denkmale von
Menschen geschaffene unbewegliche und bewegliche Gegenstande von geschichtlicher, kiinstlerischer oder sonstiger
kultureller Bedeutung. Diese Bedeutung ergibt sich aus der in der Fachwelt vorherrschenden Wertschatzung und ist
die ausschlie3liche Grundlage des 6ffentlichen Interesses an einer Erhaltung (VwWGH 30.10.1991, 91/09/0047). Fur die
Begrindung der Denkmaleigenschaft genlgt es, wenn die Bedeutung in einem der drei genannten Bereiche
(geschichtliche, kiinstlerische oder sonstige kulturelle Bedeutung) besteht (VwGH 03.06.2004, 2001/09/0010).

Die Bedeutung ist eine Tatsache, die durch Sachverstandigenbeweis zu ermitteln ist (Bazil/Binder-Krieglstein/Kraft,
Denkmalschutzrecht § 1 Anm. 29). Der Sachverstandige hat die Tatsachen zu erheben (Befund) und aus diesen
Tatsachen aufgrund besonderer Fachkunde tatsachliche Schlussfolgerungen zu ziehen (Gutachten). Ein Gutachten
besteht somit aus zwei Teilen: dem Befund und dem eigentlichen Gutachten (Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht
2009, 199). Um die Uberpriifung der Schlissigkeit zu erméglichen, muss der Sachverstandige darlegen, auf welchem
Wege er zu den Schlussfolgerungen gekommen ist (VwWGH 04.11.1992,92/09/0187). Grundsatzlich erfolgen
Unterschutzstellungen gemaR § 3 DMSG von Amts wegen (Bazil/Binder-Krieglstein/Kraft, Denkmalschutzrecht, § 3
Anm. 1). Es ist daher Aufgabe des Bundesdenkmalamtes, die Denkmaleigenschaft zu ermitteln und durch Gutachten
zu belegen, um in der Folge ein &ffentliches Erhaltungsinteresse festzustellen.Die Bedeutung ist eine Tatsache, die
durch Sachverstandigenbeweis zu ermitteln ist (Bazil/Binder-Krieglstein/Kraft, Denkmalschutzrecht Paragraph eins,
Anmerkung 29). Der Sachverstandige hat die Tatsachen zu erheben (Befund) und aus diesen Tatsachen aufgrund
besonderer Fachkunde tatsachliche Schlussfolgerungen zu ziehen (Gutachten). Ein Gutachten besteht somit aus zwei
Teilen: dem Befund und dem eigentlichen Gutachten (Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht 2009, 199). Um die
Uberprifung der Schlissigkeit zu erméglichen, muss der Sachverstindige darlegen, auf welchem Wege er zu den
Schlussfolgerungen gekommen ist (VWGH 04.11.1992, 92/09/0187). Grundsatzlich erfolgen Unterschutzstellungen
gemal Paragraph 3, DMSG von Amts wegen (Bazil/Binder-Krieglstein/Kraft, Denkmalschutzrecht, Paragraph 3,
Anmerkung 1). Es ist daher Aufgabe des Bundesdenkmalamtes, die Denkmaleigenschaft zu ermitteln und durch
Gutachten zu belegen, um in der Folge ein 6ffentliches Erhaltungsinteresse festzustellen.

Zur Begrindung einer Denkmaleigenschaft hielt der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 09.11.2009,
2008/09/0322, fest: "Fur die Losung der Frage, ob einem Objekt eine geschichtliche, kinstlerische oder sonstige
kulturelle Bedeutung zukommt, ist die in der Fachwelt vorherrschende Meinung ausschlaggebend. Dabei ist
insbesondere auf den Wissens- und Erkenntnisstand sachverstandiger Kreise Bedacht zu nehmen. Grundlage der
Feststellung kann nur ein Fachgutachten sein, aus dem sich jene geschichtliche, kiinstlerische oder sonstige kulturelle
Bedeutung ableiten I3sst, aus der der rechtliche Schluss gezogen werden kann, dass die Erhaltung des Denkmals im
offentlichen Interesse gelegen ist." Vgl. auch VwGH 20.02.2014, 2013/09/0154 mwN.

In dhnlicher Weise erkannte der Verwaltungsgerichtshof, dass Grundlage einer Unterschutzstellung ein Fachgutachten
ist, aus dem sich die geschichtliche, kinstlerische oder sonstige kulturelle Bedeutung ergibt sowie jener
Dokumentationscharakter iSd § 1 Abs. 2 DMSG naher dargelegt wird, aus dem der rechtliche Schluss gezogen werden
kann, dass die Erhaltung im o&ffentlichen Interesse gelegen ist (VwGH 22.03.2012, 2009/09/0248). Inhalt eines
Denkmalschutzgutachtens sollen Ausfihrungen zur geschichtliche Entwicklung, eine Beschreibung des Objektes samt
Veranderungen sowie Ausfihrungen zur Bedeutung sein (vgl. VWGH 16.09.2009, 2009/09/0044).In ahnlicher Weise
erkannte der Verwaltungsgerichtshof, dass Grundlage einer Unterschutzstellung ein Fachgutachten ist, aus dem sich
die geschichtliche, kiinstlerische oder sonstige kulturelle Bedeutung ergibt sowie jener Dokumentationscharakter iSd
Paragraph eins, Absatz 2, DMSG naher dargelegt wird, aus dem der rechtliche Schluss gezogen werden kann, dass die
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Erhaltung im  offentlichen Interesse gelegen ist (VwWGH 22.03.2012,2009/09/0248). Inhalt eines
Denkmalschutzgutachtens sollen Ausfuhrungen zur geschichtliche Entwicklung, eine Beschreibung des Objektes samt
Veranderungen sowie Ausfuhrungen zur Bedeutung sein vergleiche VWGH 16.09.2009, 2009/09/0044).

2.2.2. Welche Kriterien fir die Entscheidung der Rechtsfrage, somit der Frage, ob die Erhaltung im offentlichen
Interesse gelegen ist, mal3geblich sind, ergibt sich aus § 1 Abs. 2 DMSG. Diese Bestimmung sieht vor, dass die Erhaltung
dann im offentlichen Interesse liegt, wenn es sich bei dem Denkmal aus Uberregionaler oder vorerst auch nur
regionaler (lokaler) Sicht um Kulturgut handelt, dessen Verlust eine Beeintrachtigung des 0&sterreichischen
Kulturgutbestandes in seiner Gesamtsicht hinsichtlich Qualitdt sowie ausreichender Vielzahl, Vielfalt und Verteilung
bedeuten wuirde. Wesentlich ist auch, ob und in welchem Umfang durch die Erhaltung des Denkmals eine
geschichtliche Dokumentation erreicht werden kann.2.2.2. Welche Kriterien flir die Entscheidung der Rechtsfrage,
somit der Frage, ob die Erhaltung im &ffentlichen Interesse gelegen ist, mal3geblich sind, ergibt sich aus Paragraph eins,
Absatz 2, DMSG. Diese Bestimmung sieht vor, dass die Erhaltung dann im 6ffentlichen Interesse liegt, wenn es sich bei
dem Denkmal aus Uberregionaler oder vorerst auch nur regionaler (lokaler) Sicht um Kulturgut handelt, dessen Verlust
eine Beeintrachtigung des o&sterreichischen Kulturgutbestandes in seiner Gesamtsicht hinsichtlich Qualitat sowie
ausreichender Vielzahl, Vielfalt und Verteilung bedeuten wirde. Wesentlich ist auch, ob und in welchem Umfang durch
die Erhaltung des Denkmals eine geschichtliche Dokumentation erreicht werden kann.

Die relevanten Kriterien sind somit Qualitat, Vielzahl, Vielfalt und Verteilung sowie geschichtliche Dokumentation.

Eine Konkretisierung dieser Kriterien ergibt sich aus den Materialien zum DMSG bzw. erfolgt sie durch die Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes. Demnach besteht ein 6ffentliches Interesse jedenfalls, wenn ein Denkmal einmalig oder
selten ist, Uber dhnliche Denkmale deutlich hinaus ragt oder ein besonders gutes oder gut erhaltenes Beispiel einer
bestimmten Art von Denkmalen ist; Als "selten" beachtlich ist aber auch, ob ein bestimmtes Denkmal etwa fur ein
Bundesland eine Seltenheit darstellt, auch wenn es in anderen Bundeslandern weit verbreitet ist (Regierungsvorlage
1769 BIgNR XX GP, S 37). Nicht jedes Objekt von geschichtlicher, kinstlerischer oder kultureller Bedeutung ist als
Denkmal unter Schutz zu stellen. Voraussetzung fir eine Feststellung gem.§ 1 Abs. 2 DMSG ist vielmehr ein
Mindestmald an Seltenheit sowie ein Dokumentationscharakter (VWGH 12.11.2013, 2012/09/0077 mwN). Wesentlich ist
auch, ob ein Denkmal als Reprasentant einer bestimmten Epoche anzusehen ist (VwGH 15.09.2004, 2001/09/0126) und
ob dhnliche Denkmale regional haufig sind, von Anfang an selten waren oder wegen Zerstorung selten geworden sind
(VWGH 03.06.2004, 2002/09/0134). Die Erhaltung kann auch im 6ffentlichen Interesse liegen, wenn das Denkmal in
einem Ubergangsstil errichtet wurde (VWGH 29.03.1982, 81/12/0194) oder verschiedene Stile miteinander verbindet
(VWGH 09.01.1980, 2369/79).Eine Konkretisierung dieser Kriterien ergibt sich aus den Materialien zum DMSG bzw.
erfolgt sie durch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes. Demnach besteht ein &ffentliches Interesse jedenfalls,
wenn ein Denkmal einmalig oder selten ist, Gber ahnliche Denkmale deutlich hinaus ragt oder ein besonders gutes
oder gut erhaltenes Beispiel einer bestimmten Art von Denkmalen ist; Als "selten" beachtlich ist aber auch, ob ein
bestimmtes Denkmal etwa fir ein Bundesland eine Seltenheit darstellt, auch wenn es in anderen Bundeslandern weit
verbreitet ist (Regierungsvorlage 1769 BIgNR romisch zwanzig GP, S 37). Nicht jedes Objekt von geschichtlicher,
kiinstlerischer oder kultureller Bedeutung ist als Denkmal unter Schutz zu stellen. Voraussetzung fir eine Feststellung
gem. Paragraph eins, Absatz 2, DMSG ist vielmehr ein MindestmalR an Seltenheit sowie ein Dokumentationscharakter
(VWGH 12.11.2013, 2012/09/0077 mwN). Wesentlich ist auch, ob ein Denkmal als Reprasentant einer bestimmten
Epoche anzusehen ist (VWWGH 15.09.2004, 2001/09/0126) und ob ahnliche Denkmale regional haufig sind, von Anfang
an selten waren oder wegen Zerstérung selten geworden sind (VWGH 03.06.2004, 2002/09/0134). Die Erhaltung kann
auch im 6ffentlichen Interesse liegen, wenn das Denkmal in einem Ubergangsstil errichtet wurde (VWGH 29.03.1982,
81/12/0194) oder verschiedene Stile miteinander verbindet (VwGH 09.01.1980,2369/79).

2.2.3. 8 1 DMSG enthalt einige Tatbestande, welche eine Unterschutzstellung einschranken bzw. ausschlieRen. Es sind
dies die Teilunterschutzstellung gem. § 1 Abs. 8 DMSG sowie ein "schlechter" Bauzustand iSd§ 1 Abs. 10 DMSG.2.2.3.
Paragraph eins, DMSG enthdlt einige Tatbestande, welche eine Unterschutzstellung einschranken bzw. ausschliel3en.
Es sind dies die Teilunterschutzstellung gem. Paragraph eins, Absatz 8, DMSG sowie ein "schlechter" Bauzustand iSd
Paragraph eins, Absatz 10, DMSG.

Grundsatzlich ist der ganze Gegenstand unter Schutz zu stellen, der die geforderte Bedeutung hat und zivilrechtlich
eine Einheit bildet (VwGH 01.07.1998, 96/09/0216). Im Zusammenhang mit der Entscheidung uUber eine
Unterschutzstellung ist aber insbesondere der Grundsatz der geringstmdglichen Unterschutzstellung zu beachten.
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Dazu hielt der Verwaltungsgerichtshof fest (vwGH 04.10.2012, 2010/09/0079):

Die Unterschutzstellung darf "die unbedingt notwendige Eigentumsbeschrankung nicht Gberschreiten", und es "ist
eine Teilunterschutzstellung in allen jenen Fallen, in denen sie fachlich ausreicht, anzuwenden" (vgl. die Erlauterungen
zur Regierungsvorlage der DMSG-Novelle 1999, 1789 BIgNR, 20. GP, 39). Bereits dies entspricht dem in Art. 5 StGG und
Art. 1 1. ZP EMRK grundgelegten Gedanken, dass eine Eigentumsbeschrankung nur dann und nur soweit zuldssig ist,
wenn sie zur Erreichung ihrer Ziele geeignet und erforderlich ist.Die Unterschutzstellung darf "die unbedingt
notwendige Eigentumsbeschrankung nicht Uberschreiten”, und es "ist eine Teilunterschutzstellung in allen jenen
Fallen, in denen sie fachlich ausreicht, anzuwenden" vergleiche die Erlduterungen zur Regierungsvorlage der DMSG-
Novelle 1999, 1789 BIgNR, 20. GP, 39). Bereits dies entspricht dem in Artikel 5, StGG und Artikel eins, 1. ZP EMRK
grundgelegten Gedanken, dass eine Eigentumsbeschrankung nur dann und nur soweit zuldssig ist, wenn sie zur
Erreichung ihrer Ziele geeignet und erforderlich ist.

2.2.4. Vor diesem Hintergrund ist daher festzuhalten, dass die notwendigen Sachverhaltsermittlungen in einem
Unterschutzstellungsverfahren die Denkmaleigenschaft wie auch die in8 1 Abs. 2 DMSG genannten Kriterien zu
umfassen haben. Betreffend die Denkmaleigenschaft ist diese inhaltlich in Bezug auf eine geschichtliche, klinstlerische
und/oder kulturelle Bedeutung zu ermitteln. Des Weiteren sind sowohl zum Inneren wie auch zum AuReren des
Objektes Ermittlungen anzustellen. Ohne Feststellungen zu diesen Sachverhaltselementen ist eine Entscheidung Uber
das offentliche Erhaltungsinteresse nicht moglich.2.2.4. Vor diesem Hintergrund ist daher festzuhalten, dass die
notwendigen Sachverhaltsermittlungen in einem Unterschutzstellungsverfahren die Denkmaleigenschaft wie auch die
in Paragraph eins, Absatz 2, DMSG genannten Kriterien zu umfassen haben. Betreffend die Denkmaleigenschaft ist
diese inhaltlich in Bezug auf eine geschichtliche, kinstlerische und/oder kulturelle Bedeutung zu ermitteln. Des
Weiteren sind sowohl zum Inneren wie auch zum AuBeren des Objektes Ermittlungen anzustellen. Ohne
Feststellungen zu diesen Sachverhaltselementen ist eine Entscheidung Uber das &ffentliche Erhaltungsinteresse nicht
moglich.

2.3.1. Im gegenstandlichen Fall hat es das Bundesdenkmalamt unterlassen, hinreichende und nachvollziehbare
Feststellungen zum Sachverhalt zu treffen und ist festzustellen, dass bloR ansatzweise bzw. nicht hinreichend ermittelt

wurde:

Im Konkreten betrifft dies zum einen die Begrindung der Denkmaleigenschaft in grundsatzlicher Weise. Wie oben
ausfuhrlich dargestellt, besteht ein Gutachten nicht nur aus dem Befund, sondern insbesondere aus dem Gutachten
im engeren Sinn. Ein solches hat schltssig darzulegen, ob und warum dem Gebaude eine geschichtliche, kinstlerische
oder kulturelle Bedeutung zukommt. Eine derartige schlussige Begriindung liegt im gegenstandlichen Fall nicht vor und
es ist nicht ersichtlich, aufgrund welcher Bedeutung eine Denkmaleigenschaft gegeben ist. Insbesondere besteht ein
Widerspruch, weil das Amtssachverstandigengutachten zwar - in der Form wie es zum Parteiengehér gebracht wurde -
eine geschichtliche, kiinstlerische und kulturelle Bedeutung behauptet, schlielich aber lediglich eine lokal- und
kulturgeschichtliche Aussagekraft nennt. Worin eine kiinstlerische Bedeutung bestehen soll, erschlie3t sich aus dem
Gutachten in keiner Weise.

Betreffend das vorliegende Amtssachverstandigengutachten merkt das Bundesverwaltungsgericht erganzend an, dass
das Gutachten - entgegen den sich aus der Judikatur ergebenden Erfordernissen (VWGH 16.09.2009, 2009/09/0044) -
keine ndheren Ausfuhrungen zu den erfolgten Veranderung samt deren Bewertung im Hinblick auf den Denkmalwert
enthalt. Ein im fortgesetzten Verfahren einzuholendes Sachverstandigengutachten wird daher auch diesem Umstand
Rechnung tragen missen.

Vor dem Hintergrund, dass stets auch die Mdglichkeit einer Teilunterschutzstellung zu prufen ist, ist das vorliegende
Amtssachverstandigengutachten nicht geeignet, eine solche Entscheidung zu treffen, weil lediglich allgemein
festgehalten wird, dass sich im Inneren Gewdlbe befinden. Den Anspriichen an ein Gutachten genlgt eine derart
knappe Behauptung nicht. Generell ist zu bemerken, dass das Gutachten &duBerst kurz gehalten ist und nicht
umfassend das Objekt in seiner Gesamtheit schlUssig analysiert.

SchlieBlich hat es das Bundesdenkmalamt auch unterlassen, Ermittlungen hinsichtlich der in§ 1 Abs. 2 DMSG
genannten Kriterien anzustellen. Es wird im gegenstandlichen Amtssachverstandigengutachten zwar allgemein eine
Bedeutung dem Gebdude attestiert, diese Feststellung wird aber nicht in eine - gesetzlich erforderliche - Relation zu
vergleichbaren Gebduden (regional bzw. Osterreichweit) gesetzt. Gerade aufgrund der vom Beschwerdefihrer
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mehrfach vorgebrachten Argumente, es wirde bedeutendere Dokumentationsobjekte geben, wdaren weitere
Ermittlungen unerlasslich gewesen. Erst nach Vorliegen umfassender Daten ist es moglich zu entscheiden, ob vor dem
Hintergrund der Kriterien Vielzahl, Vielfalt und Verteilung eine Unterschutzstellung gerechtfertigt ist.SchlieBlich hat es
das Bundesdenkmalamt auch unterlassen, Ermittlungen hinsichtlich der in Paragraph eins, Absatz 2, DMSG genannten
Kriterien anzustellen. Es wird im gegenstandlichen Amtssachverstandigengutachten zwar allgemein eine Bedeutung
dem Gebdude attestiert, diese Feststellung wird aber nicht in eine - gesetzlich erforderliche - Relation zu
vergleichbaren Gebduden (regional bzw. O&sterreichweit) gesetzt. Gerade aufgrund der vom Beschwerdefuhrer
mehrfach vorgebrachten Argumente, es wirde bedeutendere Dokumentationsobjekte geben, waren weitere
Ermittlungen unerlasslich gewesen. Erst nach Vorliegen umfassender Daten ist es moglich zu entscheiden, ob vor dem
Hintergrund der Kriterien Vielzahl, Vielfalt und Verteilung eine Unterschutzstellung gerechtfertigt ist.

In einem fortgesetzten Verfahren wird das Bundesdenkmalamt daher neuerliche Sachverhaltsermittlungen
durchfihren und insbesondere ein (Amts-)sachverstandigen-gutachten einholen missen, welches nachvollziehbar
darlegt, warum welchen Teilen des Gebaudes eine geschichtliche, kinstlerische und oder sonstige kulturelle
Bedeutung zukommt. Von den Sachverhaltsermittlungen missen auch jene Kriterien umfasst sein, welche in der Folge
eine rechtliche Beurteilung gem.§ 1 Abs. 2 DMSG ermdglichen. Die Durchfihrung eines Augenscheins unter
Beiziehung eines Sachverstandigen und die anschlieBende Gewahrung von Parteiengehor sind unerladsslich. Die
durchgefiihrten Ermittlungen hat das Bundesdenkmalamt den Parteien gemaR § 45 Abs. 3 AVG zum Parteiengehdr zu
bringen. In diesem Zusammenhang wird angemerkt, dass die Erwagungsgrinde des Bundesdenkmalamtes im
angefochtenen Bescheid, welche Sachverhaltselemente beinhalten (vgl. Bescheid S 5:In einem fortgesetzten Verfahren
wird das Bundesdenkmalamt daher neuerliche Sachverhaltsermittlungen durchfiihren und insbesondere ein (Amts-
)sachverstandigen-gutachten einholen mussen, welches nachvollziehbar darlegt, warum welchen Teilen des Gebaudes
eine  geschichtliche, kinstlerische und oder sonstige kulturelle Bedeutung zukommt. Von den
Sachverhaltsermittlungen muissen auch jene Kriterien umfasst sein, welche in der Folge eine rechtliche Beurteilung
gem. Paragraph eins, Absatz 2, DMSG ermdglichen. Die Durchfiihrung eines Augenscheins unter Beiziehung eines
Sachverstandigen und die anschlieRende Gewahrung von Parteiengehdr sind unerldsslich. Die durchgefihrten
Ermittlungen hat das Bundesdenkmalamt den Parteien gemaR Paragraph 45, Absatz 3, AVG zum Parteiengehor zu
bringen. In diesem Zusammenhang wird angemerkt, dass die Erwdgungsgriinde des Bundesdenkmalamtes im
angefochtenen Bescheid, welche Sachverhaltselemente beinhalten vergleiche Bescheid S 5:

"Dass die spatmittelalterlichen Bauparzellen schmaler waren und in spaterer Zeit - meist schon in der frilhen Neuzeit -
zu groReren Einheiten zusammengelegt wurden, ist ein bekanntes Faktum"), nicht zum Parteiengehér gebracht
wurden.

2.3.2. AbschlieBend wird angemerkt, dass die Sachfrage der Denkmaleigenschaft von der Rechtsfrage des 6ffentlichen
Erhaltungsinteresses zu unterscheiden ist (zur Abgrenzung der Rechtsfrage von der Sachfrage im Denkmalschutz vgl.
VfGH 27.02.1981, B 504/79; VWGH 23.05.1979, 125/79). Im vorliegenden Fall fand keine korrekte Trennung statt und
wurde die Begriindung der Denkmaleigenschaft wortwdrtlich als Begriindung fir das offentliche Interesse an der
Erhaltung des Objektes herangezogen (vgl. Bescheid S 1-2 und 5).2.3.2. AbschlieBend wird angemerkt, dass die
Sachfrage der Denkmaleigenschaft von der Rechtsfrage des 6ffentlichen Erhaltungsinteresses zu unterscheiden ist (zur
Abgrenzung der Rechtsfrage von der Sachfrage im Denkmalschutz vergleiche VfGH 27.02.1981, B 504/79; VwGH
23.05.1979, 125/79). Im vorliegenden Fall fand keine korrekte Trennung statt und wurde die Begrindung der
Denkmaleigenschaft wortwdrtlich als Begriindung fur das offentliche Interesse an der Erhaltung des Objektes
herangezogen vergleiche Bescheid S 1-2 und 5).

2.3.3. Die genannten Ermittlungen sind nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts flir eine abschlieBende
Beurteilung der Frage, ob die Erhaltung des gegenstandlichen Gebdudes gemalR § 1 Abs. 2 und &8 3 DMSG im
offentlichen Interesse gelegen ist, notwendig, weil ohne deren Vorliegen nicht abschlieBend beurteilt werden kann, ob,
in welchem Umfang und aus welchen Griinden es sich bei dem gegenstandlichen Gebaude um ein Denkmal handelt
und welchen Stellenwert es innerhalb des Osterreichischen Kulturgutbestandes einnimmt. Da zu den offenen
Fragestellungen umfassende Sachverhaltsermittlungen samt Einholung eines Sachverstandigengutachtens und
Durchflihrung eines Augenscheins erforderlich sind, der Sachverhalt in mehrfacher Hinsicht nicht ermittelt wurde und
es sich dabei um besonders gravierende Ermittlungsliicken handelt, macht das Bundesverwaltungsgericht vor dem
Hintergrund verwaltungsékonomischer Uberlegungen und den Effizienzkriterien des § 39 Abs. 2 AVG von dem ihm in §
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28 Abs. 3 2. Satz VWGVG eingerdumten Ermessen Gebrauch.2.3.3. Die genannten Ermittlungen sind nach Ansicht des
Bundesverwaltungsgerichts fur eine abschlieBende Beurteilung der Frage, ob die Erhaltung des gegenstandlichen
Gebdudes gemald Paragraph eins, Absatz 2 und Paragraph 3, DMSG im offentlichen Interesse gelegen ist, notwendig,
weil ohne deren Vorliegen nicht abschlieBend beurteilt werden kann, ob, in welchem Umfang und aus welchen
Grinden es sich bei dem gegenstandlichen Gebdude um ein Denkmal handelt und welchen Stellenwert es innerhalb
des Osterreichischen Kulturgutbestandes einnimmt. Da zu den offenen Fragestellungen umfassende
Sachverhaltsermittlungen samt Einholung eines Sachverstandigengutachtens und Durchfiihrung eines Augenscheins
erforderlich sind, der Sachverhalt in mehrfacher Hinsicht nicht ermittelt wurde und es sich dabei um besonders
gravierende  Ermittlungslicken handelt, macht das Bundesverwaltungsgericht vor dem Hintergrund
verwaltungsékonomischer Uberlegungen und den Effizienzkriterien des Paragraph 39, Absatz 2, AVG von dem ihm in
Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz VwWGVG eingerdumten Ermessen Gebrauch.

Der angefochtene Bescheid ist daher gemaR § 28 Abs. 3 2. Satz VWGVG zu beheben und die Angelegenheit an das
Bundesdenkmalamt zurlickzuverweisen.Der angefochtene Bescheid ist daher gemaR Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz
VwGVG zu beheben und die Angelegenheit an das Bundesdenkmalamt zurtickzuverweisen.

3. Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

3.1. GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.3.1.
Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder
Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

3.2. Unter Punkt 2. wurde ausfihrlich unter Bezugnahme auf die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ausgefihrt,
dass im Verfahren vor dem Bundesdenkmalamt notwendige Ermittlungen unterlassen wurden. Betreffend die
Anwendbarkeit des § 28 Abs. 3 2. Satz VwWGVG im gegenstandlichen Fall liegt keine grundsatzliche Rechtsfrage vor, weil
mit der Entscheidung VWGH 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, bereits Judikatur vorliegt, und vor diesem Hintergrund auch
das gegenstandliche Verfahren zu entscheiden war.3.2. Unter Punkt 2. wurde ausflhrlich unter Bezugnahme auf die
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ausgefihrt, dass im Verfahren vor dem Bundesdenkmalamt notwendige
Ermittlungen unterlassen wurden. Betreffend die Anwendbarkeit des Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz VWGVG im
gegenstandlichen Fall liegt keine grundsatzliche Rechtsfrage vor, weil mit der Entscheidung VwGH 26.06.2014, Ro
2014/03/0063, bereits Judikatur vorliegt, und vor diesem Hintergrund auch das gegenstandliche Verfahren zu
entscheiden war.

Es war somit insgesamt spruchgemaf? zu entscheiden.
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